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ENTWURF EINER ENTSCHLIESSUNG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS

zu den institutionellen Aspekte des Beitritts der Europäischen Union zur Europäischen 
Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten
(2009/2241(INI))

Das Europäische Parlament,

– gestützt auf Artikel 6 Absatz 2 des Vertrags über die Europäische Union, Artikel 218 
Absatz 6 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union sowie das Protokoll 
zu Artikel 6 Absatz 2 des Vertrags über die Europäische Union über den Beitritt der 
Union zur Europäischen Konvention zum Schutz der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten,

– unter Hinweis auf den Beschluss der Konferenz der Präsidenten vom 14. Januar 2010,

– gestützt auf die Artikel 48 und 50 seiner Geschäftsordnung,

– in Kenntnis des Berichts des Ausschusses für konstitutionelle Fragen sowie der 
Stellungnahmen des Ausschusses für bürgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres, des
Ausschusses für auswärtige Angelegenheiten und des Petitionsausschusses (A6-
0000/2010),

A. in der Erwägung, dass der Gerichtshof in seiner ständigen Rechtsprechung seit den 1970-
er Jahren festgestellt hat, dass die Grundrechte ein integraler Bestandteil der allgemeinen 
Rechtsgrundsätzen sind, deren Wahrung der Gerichtshof sichert,

B. in der Erwägung, dass sich der Gerichtshof dabei an den Verfassungstraditionen der 
Mitgliedstaaten und den internationalen Instrumenten des Schutzes der Menschenrechte 
orientiert, welchen die Mitgliedstaaten beigetreten sind, wie etwa der Europäischen 
Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten (nachfolgend EMRK),

C. in der Erwägung, dass der Kern dieser Rechtsprechung durch den Maastrichter Vertrag 
über die Europäische Union von 1993 im Primärrecht verankert wurde,

D. in der Erwägung, dass der Gerichtshof besondere Aufmerksamkeit der Rechtsprechung 
des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte schenkt, wofür die wachsende Zahl 
von Urteilen, die eine Bezugnahme auf Bestimmungen des EMRK enthalten, ein Beleg 
sind,

E. in der Erwägung, dass der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte grundsätzlich von 
der Vermutung der Vereinbarkeit des Verhaltens eines Mitgliedstaates der Union mit der 
EMRK ausgeht, wenn dieser Staat lediglich das Gemeinschaftsrecht umsetzt;

F. in der Erwägung, dass der Gerichtshof in seinem Gutachten vom 28. März 1996 
festgestellt hat, dass die Europäische Gemeinschaft ohne vorherige Änderung des Vertrags 
nicht befugt ist, der EMRK beizutreten,

G. in der Erwägung, dass Artikel 6 Absatz 2 des Vertrags über die Europäische Union 
vorsieht, dass die Union der EMRK beitritt und dass das Protokoll Nr. 8 des Vertrags von 
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Lissabon eine Reihe von Punkten aufzählt, die bei einem solchen Beitritt zu regeln sind; in 
der Erwägung, dass diese Regelungen nicht nur eine Option darstellen, die es der Union 
erlaubt beizutreten, sondern dass die Organe der Union dementsprechend zu handeln 
haben,

H. in der Erwägung, dass der Abschluss des Protokolls Nr. 14, mit dem die EMRK geändert 
wurde, der Union hinsichtlich der Staaten, die Mitglieder der EMRK sind, nun den Beitritt 
ermöglicht, und dass zum Zeitpunkt des Beitritts die Bedingungen und Modalitäten 
zwischen der Union und den Staaten, die Mitglieder der EMRK sind, vereinbart werden 
müssen,

I. in der Erwägung, dass in einer solchen Vereinbarung auch verwaltungstechnische und 
technische Fragen geregelt werden müssen, wie zum Beispiel das Prinzip eines Beitrags 
der Union zum regulären Haushalt des Europarates für die Arbeit des Europäischen 
Gerichtshofs für Menschenrechte, worüber im Einzelnen noch eine Einigung mit dem 
Europarat zu erzielen ist,

J. in der Erwägung, dass die Union durch den Beitritt zur EMRK in deren System zum 
Schutz der Grundrechte eingebunden sein und zusätzlich zu dem internen Schutz dieser 
Rechte durch die Rechtsprechung des Gerichtshofes über eine externe Schutzinstanz von 
internationalem Rang verfügen wird,

1. betont die Hauptargumente für den Beitritt der Union zur EMRK, die wie folgt 
zusammengefasst werden können:

– jetzt, da das System der Union für den Schutz der Grundrechte durch die Aufnahme 
der Grundrechtscharta in das Primärrecht der Union vervollständigt und gestärkt 
wurde, wird ihr Beitritt zur EMRK ein starkes Zeichen in Bezug auf die Kohärenz 
zwischen der Union und dem „Größeren Europa“ setzen, das der Europarat und sein 
paneuropäisches System im Bereich Menschenrechte bildet; dieser Beitritt wird 
zugleich die Glaubwürdigkeit der Union in den Augen von Drittstaaten erhöhen, von 
denen sie in ihren bilateralen Beziehungen die Einhaltung der EMRK fordert;

– der Beitritt zur EMRK wird den Bürgern in einer ähnlichen Weise Schutz gegenüber 
Handlungen der Union bieten, wie sie ihn derzeit bereits gegenüber Handlungen aller 
Mitgliedsstaaten genießen; dies hat umso mehr Gewicht, als die Mitgliedstaaten 
wichtige Zuständigkeiten an die Union abgetreten haben;

– der Beitritt wird zu einer harmonischen Entwicklung der Rechtsprechung der beiden 
europäischen Gerichtshöfe im Bereich der Menschenrechte beitragen, insbesondere 
aufgrund der zunehmenden Notwendigkeit eines Dialogs;

– der Beitritt wird in keiner Weise das Prinzip der Autonomie des Unionsrechts in Frage 
stellen, da der Gerichtshof weiterhin das einzige Gericht der obersten Instanz sein 
wird, das über Fragen mit Bezug zum Unionsrecht und die Gültigkeit von Rechtsakten 
der Union entscheidet, und der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte kann 
nicht als eine höhere Instanz, sondern vielmehr als ein Gericht mit einer besonderen 
Zuständigkeit angesehen werden, das außen überwacht, dass die Union die 
völkerrechtlichen Verpflichtungen, die sie durch den Beitritt zum EMRK eingegangen 
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ist, erfüllt; der Gerichtshof wird demnach im Verhältnis zum Gerichtshof für 
Menschenrechte einen Status haben, der dem gegenwärtigen Status der Obersten 
Gerichte der Mitgliedstaaten  entspricht;

2. erinnert daran, dass der Beitritt gemäß dem Vertrag keine Erweiterung der Befugnisse der 
Union bedeutet und insbesondere der Union auch keine allgemeine Zuständigkeit im 
Bereich der Menschenrechte überträgt;

3. bekräftigt, dass gemäß Artikel 2 des Protokolls Nr. 8 des Vertrags von Lissabon die 
Übereinkunft über den Beitritt der Union zur EMRK die besondere Situation der 
Mitgliedstaaten in Bezug auf die EMRK und in Bezug auf ihre Protokolle im allgemeinen 
sowie in Bezug auf in Abweichung getroffene Maßnahmen und Vorbehalte im besonderen 
unberührt lassen muss, und dass derartige Gegebenheiten keinen Einfluss auf die 
rechtliche Stellung der Union in ihrem Verhältnis zur EMRK haben,

4. stellt fest, dass das System der EMRK durch eine Reihe von Zusatzprotokollen in Bezug 
auf den Schutz von Rechten, die von der EMRK nicht abgedeckt sind, ergänzt wurde, und 
empfiehlt, dass die Union allen Protokollen beitritt, die Angelegenheiten betreffen, bei 
denen die Union zumindest teilweise über eine Zuständigkeit verfügt (Nr. 1, 4, 7 und 12);

5. betont, dass die Union durch ihren Beitritt zur EMRK nicht zu einem Mitglied der 
Europarates wird, dass aber eine Beteiligung der Union in einem gewissen Rahmen an den 
Gremien der Konvention vonnöten ist, um eine ordentliche Einbindung der Union in das 
System der Konvention zu gewährleisten, weswegen die Union dort über bestimmte 
Rechte verfügen sollte, insbesondere:

– das Recht, eine Liste mit drei Kandidaten für das Richteramt vorzulegen, von denen 
einer von der Parlamentarischen Versammlung des Europarats für die Union gewählt 
wird und sich an der Arbeit des Gerichts gleichberechtigt mit den anderen Richtern 
beteiligt,

– das Recht, an Sitzungen des Ministerausschusses mit Stimmrecht teilzunehmen, wenn 
dieser seine Funktion als Organ der Überwachung der Vollstreckung von Urteilen des 
Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte ausübt oder wenn er darüber 
entscheidet, ob eine Stellungnahme des Gerichts einzuholen ist, sowie das Recht, im 
Lenkungsausschuss für Menschenrechte (eine dem Ministerausschuss untergeordnetes 
Gremium) vertreten zu sein,

– das Recht des Europäischen Parlaments, eine bestimmte Anzahl von Vertretern in der 
Parlamentarischen Versammlung des Europarats zu ernennen und dorthin zu 
entsenden, wenn diese Richter des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte  
wählt.

6. ist der Ansicht, dass die Mitgliedstaaten untereinander und in ihren gegenseitigen 
Beziehungen zur Union nicht die Möglichkeit haben sollten, eine Staatenbeschwerde 
wegen Verletzung der Konvention gemäß Artikel 33 der EMRK zu erheben, da dies im 
Widerspruch zu dem Geist bestimmter sich aus dem Vertrag von Lissabon ergebender 
Verpflichtungen stünde;
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7. ist der Ansicht, dass sich alle Beschwerden von Bürgern der Union gegen eine Handlung 
oder eine Unterlassung eines Organs oder einer Behörde der Union allein gegen dieses 
Organ oder diese Behörde richten sollten und dass sich gleichermaßen alle Beschwerden 
gegen eine Maßnahme, durch die ein Mitgliedstaat Unionsrecht umsetzt, allein gegen 
diesen Mitgliedstaat richten sollten, unbeschadet des Grundsatzes, dass im Falle, dass die 
Aufteilung der Zuständigkeit für die betreffende Handlung zwischen der Union und dem 
Mitgliedstaat nicht klar festgelegt ist, eine Beschwerde gleichzeitig gegen der Union und 
den Mitgliedstaat eingelegt werden kann;

8. erachtet es für zweckmäßig, dass die Union im Interesse einer ordentlichen Rechtspflege 
in jeder Rechtssache beim Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte, die sich gegen 
einen Mitgliedstaat richtet und bei der die Möglichkeit besteht, dass Fragen mit Bezug 
zum Unionsrecht aufgeworfen werden, nach Genehmigung durch das Gericht vor dem 
Gericht als Beschwerdegegnerin auftreten darf, und dass jeder Mitgliedstaat in jeder 
Rechtssache, die sich gegen die Union richtet, nach Genehmigung durch das Gericht vor 
dem Gericht als Beschwerdegegner auftreten darf;

9. erachtet es als unangebracht, die Beziehungen zwischen dem Gerichtshof und dem 
Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte durch die Einführung eines 
Vorabentscheidungsverfahrens bei letzterem Gericht oder durch die Einsetzung eines 
Gremiums oder „Panels“ zu formalisieren, das zu entscheiden hätte, wenn einer der 
beiden Gerichtshöfe beabsichtigen sollte, eine Auslegung der EMRK vorzunehmen, die 
sich von der des anderen Gerichtshofes unterscheidet; erinnert in diesem Zusammenhang 
an die Entschließung Nr. 2 zu Artikel 6 Absatz 2 des Vertrags über die Europäische 
Union, in der festgestellt wird, dass es einen regelmäßigen Dialog zwischen dem 
Gerichtshof und dem Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte gibt, der sich mit 
dem Beitritt der Union zur EMRK noch intensivieren dürfte;

10. stellt fest, dass die EMRK eine wichtige Funktion bei der Auslegung der Charta der 
Grundrechte insofern einnimmt, als die von der Charta garantierten Rechte, die Rechten 
entsprechen, welche von der EMRK anerkannt sind, im Einklang mit der Konvention 
auszulegen sind, und dass sich der Gerichtshof nach Artikel 6 Absatz 3 des Vertrags über 
die Europäische Union bei der Formulierung allgemeiner Grundsätze des Unionsrechts an 
der EMRK orientieren muss; stellt ebenso fest, dass die Konvention gemäß ihrem Artikel 
53 nicht als Beschränkung oder Minderung der Rechte, die in der Charta der Grundrechte 
anerkannt sind, ausgelegt werden darf, sodass die Charta ihre volle Rechtskraft behält,

11. ist sich der Tatsache bewusst, dass der Beitritt als solcher die außerordentlich 
schwerwiegenden Probleme, mit denen das System der EMRK konfrontiert ist – das heißt 
zum einen die übermäßige Arbeitsbelastung aufgrund eines exponentiellen Anstiegs von 
Individualbeschwerden und zum anderen die Reform der Struktur und Funktionsweise des 
Gerichtshofs, um dies bewältigen zu können – nicht lösen wird; stellt fest, dass angesichts 
einer fehlenden Lösung dieser Probleme das System in Gefahr ist zusammenzubrechen 
und dass das Inkrafttreten des Protokolls Nr. 14, das sich durch die Nichtratifizierung 
eines Mitgliedstaats verzögert, sicherlich zu einer Verringerung der Zahl nicht 
abgeschlossener Verfahren beitragen, nicht aber zu deren vollständigen Beseitigung 
führen wird;



PR\803011DE.doc 7/7 PE431.057v02-00

DE

12. weist darauf hin, dass der Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union 
angesichts der verfassungsrechtlichen Tragweite des Beitritts der Union zur EMRK diesen 
Beitritt an strenge Auflagen knüpft, nach denen der Rat den Beschluss zum Abschluss der 
Übereinkunft einstimmig nach Zustimmung des Europäischen Parlaments erlassen muss 
und dass diese Übereinkunft in Kraft tritt, nachdem die Mitgliedstaaten im Einklang mit 
ihren jeweiligen verfassungsrechtlichen Vorschriften zugestimmt haben;

13. stellt fest, dass der Beitritt der Union zur EMRK ein bedeutender Schritt ist, der in der 
Folge durch den Beitritt zu der am 18. Oktober 1961 in Turin unterzeichneten und am 
3. Mai 1996 in Straßburg revidierten Europäischen Sozialcharta ergänzt werden sollte, 
was im Einklang mit dem in der Charta der Grundrechte und der sozialen Gesetzgebung 
der Union verankerten Besitzstand stünde;

14. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem Rat und der Kommission zu 
übermitteln.


